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Niederschrift 
Sitzung des Ausschusses für Ordnung, Verkehr und Gesundheit 

 
Sitzungstermin: Montag, 09.09.2024 
Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 
Sitzungsende: 20:41 Uhr 
Ort, Raum:  Kreisverwaltung Rosenstraße, Konferenzraum 1 + 2, Rosen-
straße 28a, 23795 Bad Segeberg 
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Tagesordnung 

Öffentlicher Teil 
 

TOP Betreff Vorlage 
1 
 

Begrüßung 
 

 

2 
 

Einwohnerfragestunde I 
 

 

3 
 

Formalien 
 

 

3.1 
 

Genehmigung der Tagesordnung 
 

 

3.2 
 

Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 
24.06.2024 
 

 

4 
 

Beratung und/oder Beschlussfassung 
 

 

4.1 
 

Antrag der FDP-Fraktion zu einer zentralen 
Organisation des Rückführungsmanagements der 
Ausländerbehörden 
 

DrS/2024/139 

4.2 
 

Vorstellung des Konzeptpapiers zur 
Gesundheitsberichterstattung für den Kreis Segeberg 
 

DrS/2024/007 

5 
 

Berichte der Verwaltung 
 

 

5.1 
 

Gesundheitsberichterstattung (GBE/Health 
Monitoring) im Rahmen der Strategie öffentliches 
Gesundheitswesen (Public Health) 
 

DrS/2024/005 

5.2 
 

Psychiatrieplanung Jahresbericht 2023/2024 
 

DrS/2024/150 

5.3 
 

Bericht über die Gesundheitsförderungskonferenz 
2023 - 2025 
 

DrS/2024/152 

5.4 
 

Anpassung des Projektes „Sicherstellung der 
hausärztlichen Versorgung im Kreis Segeberg“: 
Verstetigung des Weiterbildungsverbundes und 
Weiterführung des Arbeitgeberzuschusses für die 
Nichtärztliche Praxisassistenz-Ausbildung ab 2025. 
 

DrS/2024/172 

5.4.1 
(Nachtrag) 

Antrag der CDU-Fraktion und Fraktion B90/Die 
Grünen zur Aufhebung des Kreistagsbeschlusses vom 
07.12.2023 zur Drucksache 2023/183 Anpassung 
des Projekts „Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung im Kreis Segeberg“ 
 

DrS/2023/183
-01 

5.5 
 

Sicherung der Hebammenversorgung im Kreis 
Segeberg 
 

DrS/2024/174 



 

Sitzung des Ausschusses für Ordnung, Verkehr und Gesundheit vom 09.09.2024 
4/16 

TOP Betreff Vorlage 
5.6 
 

Lebensmittelhygienische Mindestanforderungen für 
Feste und Märkte 
 

 

6 
 

Verschiedenes 
 

 

6.1 
 

Informationen und Anfragen 
 

 

6.2 
 

Anregungen für die nächste Sitzung 
 

 

7 
 

Einwohnerfragestunde II 
 

 

 
Nichtöffentlicher Teil - Vorbehaltlich der Beschlussfassung des Gremiums werden 
die nachfolgenden Tagesordnungspunkte voraussichtlich unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit behandelt. - 
 

TOP Betreff Vorlage 
8 
 

Ausschreibung sozialer Dienstleistungen/ 
Beratungswesen: Schwangerschaftskonfliktberatung 
 

DrS/2024/151 

9 
 

Ausschreibung sozialer 
Dienstleitungen/Beratungswesen Suchtberatung 
 

DrS/2024/178 

 
Öffentlicher Teil 
 

TOP Betreff Vorlage 
10 
 

Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten 
Beschlüsse 
 

 

 
 
 
Protokoll 

Öffentlicher Teil 
 

Zu 1.  Begrüßung 
Herr Rydz eröffnet die Sitzung. Er stellt fest, dass der Ausschuss ordnungsgemäß 
geladen wurde und beschlussfähig ist. 

 
 
 

Zu 2.  Einwohnerfragestunde I 
Es werden keine Fragen aus der Einwohnerschaft gestellt. 
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Zu 3.  Formalien 
 

Zu 3.1.  Genehmigung der Tagesordnung 
Frau Glage erklärt, dass es bisher üblich gewesen sei, dass es in einer Sitzung 
nicht mehr als drei Berichte gebe. Nun seien es sechs. Wenn jeder davon 20 bis 
30 Minuten gehe, würden alleine die Berichte zwei Stunden beanspruchen. Sie 
fragt daher, welche der sechs Berichte verschoben werden könnten, um nur drei 
auf der TO zu haben.  
Herr Rydz erkundigt sich bei den Vorstellenden nach der Zeit.  
Alle geben einen Zeitrahmen von ungefähr acht Minuten an.  
Frau Rimbach erklärt, dass die Gesundheitsberichterstattung seit Februar und die 
Psychiatrieplanung seit Juni geschoben werde. Die entsprechenden Mitarbei-
ter*innen seien nun vorbereitet und anwesend. Ein Verschieben wirke sich wie-
derum auf die Tagesordnung der kommenden Sitzung aus. Ebenso sei es frakti-
onsübergreifend vereinbart, dass die Beschlussfassungen mit Haushaltsbezug 
erst in den November-Sitzungen stattfinden und in dieser Sitzung nur zu berich-
ten sei.   
Der Ausschuss stimmt mit einer Enthaltung dafür, sich nicht die Präsentationen 
anzuhören.* Diese werden dem Protokoll angehängt.  
Herr Schröder informiert, dass TOP 5.6 krankheitsbedingt auf die nächste Sitzung 
verschoben werden müsse. 
Die Tagesordnung wird mit den Änderungen mit drei Enthaltungen genehmigt.  
 
*Protokolländerung vom 18.11.2024: 
Der Ausschuss stimmt mit sechs Ja-, fünf Neinstimmen und einer Enthaltung 
dafür, sich nicht die Präsentationen anzuhören.  
 
 
 

Zu 3.2.  Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 24.06.2024 
Es entsteht eine Diskussion zwischen Frau Hahn-Fricke und Frau Grunow über die 
Korrektur des letzten Protokolls zu TOP 6.2.  
Herr Rydz bestätigt Frau Hahn-Fricke, dass eingefügt werde, dass die Maßnahme 
in den letzten fünf Jahren keine*n zusätzliche*n Ärzt*in gebracht habe.  
Frau Glage wünscht sich, dass bei einer erneuten gemeinsamen Sitzung von zwei 
Ausschüssen die Anwesenheitslisten nach Ausschüssen getrennt würden.  
Die Niederschrift wird mit einer Enthaltung genehmigt. 
 
 
 

Zu 4.  Beratung und/oder Beschlussfassung 
 

 
Zu 4.1.  Antrag der FDP-Fraktion zu einer zentralen Organisation des 
Rückführungsmanagements der Ausländerbehörden 
zurückgezogen 

DrS/2024/139 
Herr Schulz habe sich über die Form des Antrags gewundert. Es sei nicht erkenn-
bar, woher der Antrag komme, da er keinen Briefkopf oder Ähnliches beinhalte. 
Außerdem fragt er, ob der Kreis hierfür überhaupt zuständig sei.  
Herr Brauer merkt an, dass es sich um eine Resolution handele, die definiert 
worden sei. Dies sei im Kreis fehl am Platz und laufe in anderen Bereichen. Es 
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solle beim Land besprochen werden und nicht beim Kreis.  
Herr Rydz erklärt, dass vom Kreis Geld für diesen Prozess ausgegeben werde und 
Kompetenzen dafür entwickelt würden. Diese Kompetenzen sollen auf Landes-
ebene gebündelt werden, um die Prozesse zu beschleunigen. Die Mitarbei-
ter*innen im Kreis Segeberg seien im Vergleich zu anderen Kreisen am meisten 
belastet.  
Herr Bonus erklärt, dass es sich um eine Weisungsangelegenheit zur Erfüllung 
nach Weisung handele. Aus seiner Sicht könne nur eine Empfehlung an den 
Landtag oder das Ministerium gerichtet werden. Er fände jede Idee gut und freue 
sich, dass Leute mitdenken würden. Alles, was dem Fachdienst helfe, sei gut. Es 
sei jedoch eine Weisungsangelegenheit und daher könne der Kreis dies nicht sel-
ber entscheiden.  
Herr Rydz erkundigt sich, ob es eine Umformulierung gebe, die der Vorstellung 
entspräche, wie man es besser regeln könne.  
Herr Bonus erklärt, dass dies nur eine Empfehlung des Landrates an das Land 
oder das Ministerium werden könne, so etwas zu beraten bzw. zu prüfen.  
Frau Kreissl erkundigt sich, wie eine solche Resolution in bestimmten Fällen hel-
fen bzw. bestimmte Dinge verhindern könne.  
Herr Bonus erklärt, dass er aufgrund des Datenschutzes nicht in Einzelfälle gehen 
könne. Es könne nie alles vorausgesehen werden und bei einer Eskalation müsse 
direkt in der Situation reagiert werden. Keine Resolution werde Ausnahmen ver-
hindern können.  
Frau Kreissl erwidert, dass weiter im Gespräch geblieben werden müsse. Es gehe 
darum, wie in Zukunft Eskalationen verhindert werden könnten.  
Herr Bonus erklärt, dass in jeder Situation angemessen gehandelt werde müsse. 
Es könne sich jedoch nicht im Vorwege auf jede einzelne Situation vorbereitet 
werden. Der Kreis habe zwei Personen, die sich um Abschiebungen kümmern 
würden. Der Kreis sei jedoch nicht alleine im Abschiebeprozess. Die Entscheidung 
über eine Abschiebung fälle das Bundesamt und diese Entscheidung sei einer ge-
richtlichen Überprüfung unterlegen. Bei Zwangsmaßnahmen müsste außerdem 
immer das Landesamt beteiligt werden. Der Kreis begleite die Fälle rein rechtlich 
als zugewiesene Behörde. In der Presse wirke es häufig so, als ob die Ausländer-
behörde alles entscheide, obwohl sie sehr strengen Regularien unterliege.  
Herr Schröder erinnert, dass es hier um den Antrag der FDP gehe. Aus diesem 
gehe eine Bitte an den Landrat hervor, eine Information an den Landkreistag zu 
geben, in Gespräche über das Rückführungsmanagement einzutreten. Eine Reso-
lution solle in diesem Rahmen nicht geschehen. Die Information an den Landtag 
könne ein Ergebnis offenlassen wie z.B., dass das Rückführungsmanagement op-
timiert werde. Dies müssten dann die Fachleute umsetzen. Es sei z.B. fraglich, ob 
Menschen den Kommunen zugewiesen werden müssen, die keine Bleibeperspek-
tive hätten. Wie damit umgegangen werde, sei Entscheidung des Landes und 
dann handele es sich um eine Aufgabe zur Erfüllung nach Weisung, die der Kreis 
umsetzen müsse.  
Frau Hahn-Fricke sehe den Antrag auch als Resolution und dies werde seit 15 
Jahren nicht mehr im Kreistag gemacht. Es könnte als Auftrag gesehen werden, 
sei aber eine Resolution. Außerdem sei dieses Thema unter Garantie auch ein 
Thema im Landtag und bei den Gemeinden. Es gehe allen Kreisen und Gemein-
den so. Es gebe genug Runden, wo diese sich untereinander austauschen wür-
den. Dafür bedürfe es keinem zusätzlichen Auftrag an den Landrat.  
Herr Rydz erwidert, dass Personen, die dem Kreis zugewiesen würden und kein 
Bleiberecht hätten, Plätze für Personen mit diesem Recht versperren würden. Die 
Rückführung über eine zentrale Stelle durchzuführen bzw. eine Prüfung über eine 
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solche Stelle durchzuführen sei zielführend. Es könne vom Ausschuss vorge-
schlagen werden, dass diese Perspektive entsprechend behandelt würde.  
Frau Glage erklärt, dass der Landrat im Hauptausschuss immer über dieses The-
ma berichte und auch entsprechend über die verschiedenen Gesprächsrunden 
berichte. Der Antrag sei daher überflüssig.  
Herr Dahmen erkundigt sich, ob es bisher ein zentrales Rückführungsmanage-
ment in Schleswig-Holstein gebe.  
Herr Bonus antwortet, dass jede zwangsweise Aufenthaltsbeendigung jetzt schon 
immer in Zusammenarbeit mit dem Landesamt erfolgen müsse. Dies stelle schon 
eine gewisse Zentralisierung dar. Hintergrund sei, dass manche Botschaften, Po-
lizeidienststellen oder ausländische Einrichtungen nicht mit vielen Ausländer-
behörden zu tun haben wollen, sondern mit einer Stelle. Gewisse Sachen seien 
aufgrund der Kompetenzen jetzt schon zusammengeführt. Wichtig sei auch Zen-
tralisierung im Bereich der zugewiesenen Personen. Wenn nur die Abschiebung 
zentral laufen würde, bringe das nur einen kleinen Teil an Verbesserung. Besser 
wäre, wenn das Land nicht nur die Personen mit Aufenthaltstitel verteile, sondern 
auch die Personen ohne diesen auf längere Zeit in Landesunterkünften halte. 
Dann könne man wirklich zentral arbeiten. Man sehe, ob die Personen tatsächlich 
da seien und sie könnten nicht so schnell abtauchen wie in der Fläche z.B. auf 
dem Dorf. Zentralisierung sei daher nicht gleich Zentralisierung. In einigen Berei-
chen kann diese eine Besserung bringen, in manchen könne es jedoch auch 
scheitern.  
Frau Glage schlägt vor, dass die FDP den Antrag zurückziehe und mit den neuen 
Erkenntnissen neu einbringe. Sie weist darauf hin, dass ein ähnlicher Antrag auf 
Landesebene schon abgelehnt worden sei.  
Herr Rydz zieht den Antrag zurück und kündigt ihn für die nächste Sitzung in 
neuer Fassung an. 
 
 
 

Zu 4.2.  Vorstellung des Konzeptpapiers zur Gesundheitsberichter-
stattung für den Kreis Segeberg 
geändert beschlossen 

DrS/2024/007 
Frau Glage erklärt, dass es eine zustimmende Kenntnisnahme nicht gebe. Der 
Ausschuss könne zustimmen oder Kenntnis nehmen, aber nicht beides. Sie er-
kundigt sich außerdem, welchen Nutzen der Kreis hiervon überhaupt habe.  
Frau Rimbach berichtigt, dass es sich hier um eine Zustimmung handele. Sie 
schlägt vor, den Beschlussvorschlag entsprechend umzuformulieren. Sie erklärt, 
dass der Kreis nach dem Gesundheitsdienstgesetz verpflichtet sei, die Gesund-
heitsberichterstattung durchzuführen. Es sei eine Pflichtaufgabe des Kreises, 
Zahlen, Daten und Fakten zu erheben, um daraus Erkenntnisse für politische Be-
schlussfassungen zu gewinnen. Damit solle gezeigt werden, wie die gesundheitli-
che Lage der Bevölkerung sei, um daraus wieder Maßnahmen ableiten zu kön-
nen, um diese zu verbessern.  
Frau Dr. Walther stellt die angehängte Präsentation vor.  
Frau Glage merkt an, dass sich ihr nicht ganz erschlossen habe, was die Date-
nerhebung mache. Außerdem erkundigt sie sich, wieso das Konzept jährlich vor-
gestellt werden müssen. Alle zwei Jahre würde genügen, da dies besser wieder-
spiegele, wo es Probleme gebe.  
Herr Rydz erklärt, dass das Konzept einmal vorgestellt werde und in den folgen-
den Jahren jedes Jahr berichtet werde.  
Frau Glage erklärt, dass auch die Berichte alle zwei Jahre erfolgen könnten, so-
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fern es hier keine Landesvorschrift gebe.  
Frau Dr. Walther antwortet, dass das Konzept darlege, wie die Gesundheitsbe-
richterstattung (GBE) im Kreis Segeberg ausgestaltet werde. Anhand der Daten, 
die sowieso erhoben würden, würden die Berichte erstellt. Die Ergebnisse und 
Entwicklungen würden jährlich vorgestellt und das Konzept nur einmal heute zur 
Beschlussfassung. Die Ausgestaltung der GBE sei vom Land nicht konkret vorge-
geben, daher solle mit dem Konzept der Grundstein gelegt werden.  
Frau Rimbach ergänzt, dass es nicht zwingend sei, jedes Jahr einen Bericht vor-
zulegen. Dies könne bei einem aufwendigen auch alle zwei Jahre sein. Es sei 
wichtig, dass die Politik mitgenommen würde und dafür sei ein jährlicher Bericht 
die Zielvorgabe. Es werde sich für den Bericht nichts künstlich ausgedacht.  
Herr Schulz hebt hervor, dass es sich um eine Pflichtaufgabe handele und daher 
nur über das Konzept und nicht über die Berichte abgestimmt werden könne.  
Frau Rimbach erklärt, dass das Land keine konkrete Vorgabe darüber mache, wie 
oft berichtet werden müsse. Die GBE solle gemacht werden, aber der Zyklus und 
zu welchen Themen sei nicht vorgegeben.  
Frau Dr. Emken erklärt, dass seit zwei Jahren bei der Schuleingangsuntersu-
chung abgefragt werde, ob die Kinder z.B. schwimmen oder Fahrrad fahren 
könnten. Dies sei etwas, was dann in einem oder 1,5 Jahren vorgestellt würde. 
Dies sei GBE. Es würden Daten benötigt, um darauf Maßnahmen erschaffen zu 
können. Es seien Daten für Taten.  
Herr Rydz erkundigt sich, wie es mit Bürokratie und Digitalisierung aussehe und 
ob die Datenerhebung bei den Betroffenen zu noch mehr Aufwand führen würde.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass die Abfrage mit dem Elternfragebogen kombi-
niert werde. Es gebe also keine neue Datengenerierung.  
Frau Kreissl bekräftigt dies. Die gesundheitlichen Entwicklungen könnten sich 
genauso überschlagen wie es aktuell passiere. Sie plädiert daher dazu, die ge-
sammelten Daten auch zu interpretieren. Der Schwimmunterricht sei aktuell das 
beste Beispiel, da Kinder im Umkreis von Bad Segeberg aktuell nicht gut 
schwimmen lernen könnten. Sie spricht ihre vollste Unterstützung aus und halte 
es für sinnvoll, dies jährlich vorzustellen, um zeitnah eingreifen zu können.  
Herr Barkowsky fasst zusammen, dass es um das Konzeptpapier gehe, um die 
GBE aufzubauen. Er formuliert den neuen Beschlussvorschlag: „Der OVG-
Ausschuss stimmt dem Konzeptpapier zur Gesundheitsberichterstattung zu.“ 
Herr Brauer wiederholt, dass die GBE eine Vorgabe sei, die individuell gefüllt 
werden müsse. Jeder Kreis mache seine eigene Sache und arbeite es selber aus, 
wie es für ihn und seine Mitarbeiter*innen am sinnvollsten sei. Hier sei störend, 
dass jeder seine eigene Sache mache und es daher nicht mit den anderen Krei-
sen vergleichbar sei. Die Qualität solle so sein, dass es nicht nur um die Daten 
aus dem Kreis Segeberg gehe, sondern auch um den Vergleich mit anderen Re-
gionen. Der OVG-Ausschuss seien nur gewählte Vertreter*innen des Volkes und 
keine Fachleute. Es gebe jedoch eine gute Möglichkeit zu Qualität zu sehen, 
nämlich ob es in den anderen Kreisen ähnlich sei oder nicht.  
Frau Dr. Walther antwortet, dass es mittlerweile in allen 15 Kreisen Menschen 
gebe, die GBE machen. Sie wären dabei, sich abzustimmen über Themen und 
Datensätze, damit ein kreisübergreifender Vergleich möglich sei.  
Herr Rydz verliest den geänderten Beschlussvorschlag, über den abgestimmt 
wird.  
 
Beschlussvorschlag: 
Der OVG-Ausschuss stimmt dem Konzeptpapier zur Gesundheitsberichterstattung 
zu.  



 

Sitzung des Ausschusses für Ordnung, Verkehr und Gesundheit vom 09.09.2024 
9/16 

Abstimmungsergebnis: 
 

einstimmig 
 

 Zustimmung Ablehnung Enthaltung Anwesende 
CDU 5   5 
SPD 2   2 
B 90/ Die Grünen 2   2 
AfD 1   1 
FDP 1   1 
Freie Wähler 1   1 
gesamt 12   12 
 
Anlage 1 Top 4.2 OVG Konzept_GBE 
 
 

 
 
 

Zu 5.  Berichte der Verwaltung 
 

 

Zu 5.1.  Gesundheitsberichterstattung (GBE/Health Monitoring) im 
Rahmen der Strategie öffentliches Gesundheitswesen (Public Health) 
zur Kenntnis genommen 

DrS/2024/005 
Es gibt keine Fragen oder Anmerkungen.  
 
Anlage 1 Top 5.1 OVG Vermeidbare Sterblichkeit 
 
 

 
 
 

Zu 5.2.  Psychiatrieplanung Jahresbericht 2023/2024 
zur Kenntnis genommen 

DrS/2024/150 
Frau Glage lobt, dass der Bericht immer sehr umfangreich sei, aber manchmal 
trotz Glossar, aufgrund der vielen Fachbergriffe, schwierig zu lesen sei. Im End-
effekt sei dies ein guter Bericht und es werde das an Prävention umgesetzt, was 
von der Verwaltung eingefordert worden sei.  
Frau Dr. Hakimpour-Zern erklärt, dass dieses Mal in einem zehn Jahres-Rückblick 
geschaut worden sei, welche Anregungen es in den alten Plänen gegeben habe, 
welche umgesetzt worden seien, welche veraltet seien, welche gar nicht mehr 
umsetzbar seien und was noch benötigt würde. Sie weist darauf hin, dass viele 
Inhalte zur Suchthilfe enthalten seien. Diese seien eine gute Vorbereitung für die 
nächste Sitzung zum Thema Beratungswesen – Ausschreibung Suchtberatungs-
wesen.  
 
Anlage 1 TOP 5.2 OVG Psychiatrieplan 2023-2024 
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Zu 5.3.  Bericht über die Gesundheitsförderungskonferenz 2023 - 
2025 
zur Kenntnis genommen 

DrS/2024/152 
Es gibt keine Fragen oder Anmerkungen 
 
Anlage 1 TOP 5.3 OVG Bericht über die Gesundheitsförderungskonferenz 
2023 – 2025 
 
 

 
 
 

Zu 5.4.  Anpassung des Projektes „Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung im Kreis Segeberg“: Verstetigung des Weiterbildungsver-
bundes und Weiterführung des Arbeitgeberzuschusses für die Nichtärzt-
liche Praxisassistenz-Ausbildung ab 2025. 
zur Kenntnis genommen 

DrS/2024/172 
Frau Hahn-Fricke merkt an, dass sie davon ausgegangen sei, dass das Projekt 
2024 automatisch auslaufe. In der Konsolidierungsliste stehe jedoch drin, dass 
der Beschluss vom Kreistag aufgehoben werden müsse.  
Frau Rimbach erklärt, dass im November 2023 das Maßnahmenpaket für 2024 
beschlossen worden sei. So werde es aktuell in 2024 abgearbeitet und bearbei-
tet. In der Haushaltsplanung 2023 sei die Mittelfristplanung mit durchgelaufen. 
Daher seien die Haushaltsmittel langfristig mitgeplant. Es bestehe eine Trennung 
zwischen Inhalt und Haushaltsbezug. Die Konsolidierungsliste beinhalte die Mittel 
unter der Ziffer 8. In der Novembersitzung des OVG werde vorgeschlagen, dass 
diese Maßnahmen wirklich beendet seien und dass nur noch die laufenden Ver-
träge abgearbeitet würden. Damit werde das Maßnahmenpaket zurückgegeben, 
sodass das Projekt Ende 2024 finanziell und inhaltlich beendet sei. Intern sei 
konkret geschaut worden, was das Netzwerk Weiterbildungsverbund mache, wo 
der Kreis als Gesundheitsregion hin wolle und was der Kreis brauche. Es sei zu 
dem Schluss gekommen, dass die Ausbildung der nicht-ärztlichen Praxisassis-
tent*innen (NäPas) effektiv und sinnvoll sei. Ab 2025 habe der Kreis dafür je-
doch kein Geld mehr. Sie schlage daher vor, dass nicht die ganzen 101.000 € in 
der Planung zurückgegeben würden, sondern den Betrag minus das, was man für 
die Ausbildung der NäPas bräuchte. Daher stehe im zweiten Absatz des Fazits, 
dass das Maßnahmenpaket neu gestrickt werde und dafür 21.000 € bräuchten, 
aber nicht 101.000 €. Inhalt des Maßnahmenpakets seien die fünf Maßnahmen, 
wovon vieles im Fachdienst Gesundheit bearbeitet werde, aber der Zuschuss für 
die NäPas nochmal Anreiz und Ausgleich für die Praxen dienen solle.  
Frau Brügmann interessiere, warum bei den NäPas relativ wenig Zustimmung 
und Reiz bestünde.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass deutlich mehr Praxen es gerne machen würden. 
Die Praxisausbildung sei deutlich verlängert. Zudem sei bei der Ärztekammer ein 
Ausbildungsblock ausgefallen. Die Maßnahmen könnten nicht in dem beschlosse-
nen Zeitrahmen umgesetzt werden. Das Ergebnis sei hier Resultat durch die Ver-
zögerung bei der Ärztekammer SH.  
Frau Hahn-Fricke betont, dass immer schon berichtet worden sei, dass es sehr 
wenig NäPas gebe. Dieses Jahr habe nur eine die Ausbildung abgeschlossen. Es 
würden zehn gefördert, dies werde jedoch nie ausgeschöpft.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass im Jahr 2022 acht von 10 abgeschlossen hätten, 
weil es eine kurze Ausbildung gewesen sei. Nun sei die Ausbildung von unter der 
Woche auf das Wochenende verlegt worden und finde über einen viel längeren 
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Zeitraum statt. Dies führe insbesondere bei den Frauen dazu, dass sich weniger 
angemeldet hätten. Nun überlege die Ärztekammer SH wieder ein anderes For-
mat anzubieten, damit es wieder besser angenommen werde. Insgesamt seien 
zehn oder elf ausgebildet worden. Die Ausbildungsform am Wochenende sei nicht 
angenommen worden, da es sich um 20 Wochenende in 1,5 Jahre handele und 
dies nicht familienfreundlich sei. Die Ausbildung solle nun wieder unter der Wo-
che mit Ausfall in der Praxis stattfinden. Es werde gehofft, dass dadurch wieder 
mehr ausgebildet werden könnten.  
Frau Hahn-Fricke merkt an, dass der Arzt oder die Ärztin keinen Gehaltszuschuss 
benötigen, wenn die Ausbildung am Wochenende stattfinde. Nun solle dies wie-
der geändert werden zu unter der Woche. Sie fragt ob dies nun öfter geändert 
und ob die kassenärztliche Vereinigung dies mache.  
Frau Dr. Emken erklärt, dass man gedacht habe, es arbeitgeberfreundlich zu ma-
chen. Dies sei eine Fehlentscheidung gewesen. Jemand der vier oder fünf Tage 
die Woche arbeite, lasse sich nicht zusätzlich am Wochenende ausbilden. Sie 
würden auch einen Freizeitausgleich haben wollen. Daher habe sich das System 
selbst zerlegt. Vorher habe die Ausbildung blockweise stattgefunden, daher hät-
ten im Jahr 2022 acht abgeschlossen. Jetzt bestehe ein Problem durch das Ange-
bot.  
Frau Glage erkundigt sich, über welchen Betrag in den Vorjahren bei den NäPas 
gesprochen worden sei.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass es sich um 1.000 € pro Arbeitgeber gehandelt 
habe.  
Frau Glage erwähnt, dass angesprochen worden sei, dass mit hauseigenem Per-
sonal mit Ärzt*innen in Kontakt geblieben werden solle. Sie habe auf einer Ver-
anstaltung der Seniorenwoche am 21.08.24 Frau von der Decken gehört. Sie ha-
be von der Hausärzt*innengewinnung auf dem Land gesprochen. Das Land habe 
einen 10-Punkte-Maßnahmenkatalog erstellt, um Hausärzt*innen auf dem Land 
zu gewinnen. Fraglich sei, ob der Kreis Kenntnis über diesen Maßnahmenkatalog 
habe. Es sollte nachgeschaut und sich informiert werden, weil sonst das Netz-
werk gegen den Landesmaßnahmenkatalog laufe.  
Frau Rimbach bedankt sich für den Hinweis. Von der Veranstaltung und dem Ka-
talog sei noch nichts bekannt. Sie würden sich informieren, da Doppelstrukturen 
nicht gewollt seien. Dem Kreis könne es nur helfen, wenn seitens des Landes in 
diesem Bereich Bestrebungen laufen, die das Ansinnen unterstützen.  
Frau Hahn-Fricke kommt auf die Summen zu sprechen. Die CDU wolle nichts 
mehr, außer das, was noch müsse, weil z.B. noch laufende Verträge bestünden. 
Sie würden also auch keine Unterstützung der NäPas und nicht die vorgeschlage-
nen 21.000 € wollen. Sie erkundigt sich, was sei, wenn dies alles wegfalle.  
Frau Rimbach erklärt, dass sich der alte Haushaltsansatz in 2025 auf 345.600 € 
belaufe. Dies sei aus der Mittelfristplanung für 2025 aus dem Jahr 2023. Nun 
komme die Haushaltskonsolidierung und es solle geguckt werden, was nur noch 
mindestens gebraucht werde. Die Verwaltung habe dies auf mindestens 75.000 € 
aufgrund der laufenden Verträge festgelegt. Nach Abzug könnten also 270.600 € 
zurückgegeben werden. Dies sei in Zeile acht der Haushaltskonsolidierungsliste 
angegeben. Die 75.000 € setzen sich zusammen aus dem Klinikfördervertrag und 
der Wohngeldförderung. So sei der Stand zur Abgabe der Haushaltskonsolidie-
rungsliste. Im Laufe des Sommers 2024 sei im Fachdienst Gesundheit geprüft 
worden, was zusätzlich noch benötigt würde. Auf der Basis sei die vorliegende 
Berichtsvorlage erstellt worden, die dann im November zur Beschlussfassung 
eingebracht werden würde. Die Verwaltung würde sich von den 270.600 € gerne 
25.000 € wieder holen. Dies ergäbe dann zusammen mit den 75.000 €, 100.000 
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€, die die Verwaltung benötige. Je nach dem wie im November beschlossen wer-
de, könnten entweder 270.600 € im Haushalt zurückgegeben werden oder nur 
245.600 €.  
Frau Hahn-Fricke bedankt sich für die Erklärung. Die CDU bleibe jedoch bei der 
Einstellung, dass dies alles nicht zielführend sei und alles Aktuelles und alles 
Neue beendet werden solle.  
Frau Brügmann erklärt, dass die SPD gerne die Ausbildung der NäPas aufrechter-
halten wolle. Dort könne man sicher sein, dass nur das Geld abgerufen werde, 
was tatsächlich benötigt werde. Die SPD sei für die Fortführung unter der Vor-
aussetzung, dass die Kassenärztliche Vereinigung (KV) dort ein gutes Angebot 
macht, wie Frau Dr. Emken es geschildert habe. Sie verdeutlicht, dass es nur um 
die Ausbildung der NäPas gehe und nicht um das Onlinetool oder Ähnliches. So 
würden maximal 10.000 € abgerufen, wenn sich zehn Personen anmelden wür-
den.  
Frau Hahn-Fricke bittet um eine Pause, damit sich untereinander beraten werden 
könne.  
 
Pause 19:30 bis 19:45 
 
Frau Glage bedankt sich für die Beratungspause. Nach den heutigen Erkenntnis-
sen werde der Antrag der CDU zurückgezogen. Er werde in der nächsten Sitzung 
fraktionsübergreifend neu gestellt. Es würde zu den Verträgen mit 75.000 € ge-
standen und dass maximal 10.000 € für die Ausbildung der NäPas eingestellt 
würde. Es werde sich gewünscht, dass das Ausbildungskonzept der KV vorgelegt 
werde. Es solle zunächst ein Jahr für die NäPas laufen, um zu sehen wie der Zu-
spruch sei und dies dann eventuell zu verlängern. Dieser Antrag komme zur 
nächsten Sitzung fraktionsübergreifend.  
 
Anlage 1 1 Aufschlüsselung Gesamtbeträge für das Projekt HÄV 2025 
 

 
Anlage 2 2 Aufschlüsselung Neu vorgeschlagene Maßnahmen für das Projekt 
HÄV ab 2025 
 
 

 
 
 

Zu 5.4.1.  Antrag der CDU-Fraktion und Fraktion B90/Die Grünen zur 
Aufhebung des Kreistagsbeschlusses vom 07.12.2023 zur Drucksache 
2023/183 Anpassung des Projekts „Sicherstellung der hausärztlichen 
Versorgung im Kreis Segeberg“ 
zurückgezogen 

DrS/2023/183-01 
Zurückgezogen - siehe TOP 5.4 
 
 
 

Zu 5.5.  Sicherung der Hebammenversorgung im Kreis Segeberg 
zur Kenntnis genommen 

DrS/2024/174 
Frau Kreissl berichtet, dass das UKSH eine Studie veröffentlich habe, bei der 
2.500 Gebärende mit Wohnsitz in Schleswig-Holstein angeschrieben würden, um 
die Vor- und Nachsorgesituation zu ermitteln. Eventuell könne sich dort daten-
technische rangehangen werden oder vielleicht sogar mit den allgemeinen Klini-
ken in Bad Segeberg Kontakt aufgenommen und gefragt werden könne, ob diese 
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dort einsteigen wollen. Der Datenaustausch sei jedoch nicht möglich. Sie habe 
sich mit Frau Dr. Emken und Frau Höppner geeinigt, dass sie die Informationen 
weitergebe. Dann könne geschaut werden, was damit gemacht werde, weil der 
Kreis Segeberg sich nichts neu ausdenken müsse, wenn an anderer Stelle mit 
Landesgeldern diese Daten schon erhoben würden.  
Frau Hahn-Fricke erklärt, dass sie sich der Meinung von Frau Kreissl anschließe. 
Es habe keinen Mehrwert, wenn alles vom Kreis Segeberg ermittelt würde. Die 
CDU würde dem nicht zustimmen wollen.  
Frau Glage und Frau Hahn-Fricke merken an, dass es sich um einen Bericht han-
dele, der am Ende einen Beschlussvorschlag beinhalte.  
Herr Rydz erklärt, dass die Vorlage zur Vorbereitung diene. In der nächsten Sit-
zung komme die Vorlage als Beschlussvorlage und es werde darüber abge-
stimmt.  
Herr Rydz könne sich noch an die Gespräche erinnern, bei denen er rausgehört 
habe, dass es im Kreis Segeberg nicht bekannt sei, welche Hebammen noch ak-
tiv seien und welche nicht. Außerdem sei fraglich, ob und welche Ausbildung die-
se eigentlich regelmäßig hätten machen müssen bzw. welche zusätzliche Ausbil-
dungen diese gemacht hätten. Für den Kreis Segeberg solle daher eine Transpa-
renz geschaffen werden, wo sich Unterstützung eingeholt werden könne. Dies 
habe er so in dem Bericht nicht gesehen.  
Frau Dr. Emken erklärt, dass die Hebammen ein Sonderfall seien. Es sei unbe-
kannt, wie viele Hebammen aktuell im Kreis Segeberg aktiv seien. Laut Medizi-
nalkartei seien es 128. Der Kreis Segeberg sei dafür verantwortlich zu prüfen, 
wie diese sich fortbilden. Das sei den Hebammen nicht bewusst es und es sei 
dem Kreis nicht bewusst gewesen bis zu der Frage des Landesrechnungshofes. 
Insofern sei in den beiden Sitzungen des „Runden Tisch zur Hebammenversor-
gung“ initiiert durch die Gleichstellungsbeauftragte Frau Höppner unter Teilnah-
me einzelner Mandatsträger des OVG-Ausschusses die Idee entstanden, das Gute 
mit dem Nützlichen zu verbinden und eine Anzahl der aktiven Hebammen zu er-
mitteln. Es komme hinzu, dass die praktische Ausbildung akademisiert worden 
sei. Beim letzten Studiengang der Hebammen konnten nicht alle Plätze vergeben 
werden, weil sie Praktika bei alt eingesessenen Hebammen machen müssten, um 
Vor- und Nachsorge machen zu können. Sie hätten sich gefragt, ob der Kreis sich 
selbst den Weg des Nachwuchses abschneide, weil sie nicht wüssten wie viele 
Hebammen sie hätten und wie diese angeschrieben werden könnte. Dies sei aus 
den Tischrunden übriggeblieben. Daher sei sich dazu entschieden worden, sich 
dem Thema anzunehmen. Man habe außerdem in Lübeck an der Universität ver-
sucht herauszufinden, wie die Situation sei und etwas über die Hebammen her-
auszufinden. Sie seien daran gescheitert, dass die Daten von den Kreisen nicht 
an das UKSH weitergegeben werden könnten und daher hätte dies wahrschein-
lich die Patient*innen angeschrieben.  
Frau Hahn-Fricke erklärt, dass der Kreis verpflichtet sei, diese Daten zu erheben. 
Sie fragt, wieso es dem Ausschuss dann vorgelegt würde.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass es vorher keine Struktur gegeben habe, in der 
die Daten hätten abgefragt werden können. Die Hebammen müssten sich eigent-
lich an- und abmelden. Dieses System sei jedoch keinem bewusst. Daher sollte 
es zusammengefasst und vorgestellt werden. Der Kreis sei verpflichtet und müs-
se überprüfen, ob sich die Hebammen weiterbilden.  
Herr Brauer merkt an, dass die Hebammen eine Prüfung und Weiterbildung ma-
chen müssten. Er erkundigt sich, von wem diese Weiterbildung durchgeführt 
werde.  
Frau Dr. Emken antwortet, dass die Pflegeberufe verkammert werden sollten, es 
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aber nicht seien. Daher sei dies unbekannt. Die Hebammen hätten mit den Kran-
kenkassen Verträge und müssten sich eigentlich beim Gesundheitsamt melden. 
Da diese Informationen nicht gelebt würden, habe keiner einen Überblick.  
Herr Brauer mahnt, dass es sein könne, dass die Hebammen keine Fortbildungen 
machen, wenn dies nirgends kontrolliert werde. 
Frau Dr. Emken ergänzt, dass Hebammen nicht ärztlich gebunden seien und Ent-
bindungen durchführen würden.  
Herr Brauer äußert Bedenken, dass nicht alle Hebammen auf dem neuesten 
Stand der Technik seien. Es gebe ein gewisses Gefahrenpotential, dass die Ver-
sorgung dadurch nicht auf dem neuesten Stand sei und dies zu gesundheitlichen 
Problemen bei den Patientinnen und Kindern führe könne. Er merkt an, dass die 
Verbandsvorsitzende ebenfalls keine Auskunft habe geben können. Er erkundigt 
sich nach den Hebammen in den Krankenhäusern.  
Frau Dr. Emken erklärt, dass es im Kreis Segeberg kein Geburtshaus gebe.  
Herr Brauer regt an, dass das Standesamt eventuell wisse, da diese den Ge-
burtsort eintragen müssten.  
Frau Brügmann erläutert, dass das eigentliche Problem sei, dass man nicht wis-
se, wo sich die Hebammen befänden. Man könne sie nicht zusammenfassen und 
anschreiben. Man wisse nicht wo sie wohnen. Man dürfe sie außerdem nicht an-
sprechen bzw. sie hätten keine Pflicht, zu antworten. Daher würden in der ge-
nannten Studie nun die Schwangeren angesprochen. Dies sei die einzige Mög-
lichkeit.  
Frau Hahn-Fricke weist darauf hin, dass im Bericht stehe, dass es vermehrt Mel-
dungen über Geburten im Krankenwagen gebe. Sie habe bei der RKiSH nachge-
fragt und dort habe es in den letzten zwei Jahren im Kreis Segeberg keine Geburt 
im Krankenwagen gegeben.  
Frau Brügmann antwortet, dass sie bei der Aufsichtsratssitzung vom RKiSH ge-
wesen sei und diese Frage ebenso gestellt habe. Jede Person hätte eine freie 
Ärzt*innen und Krankenhauswahl. Wenn sich eine Schwangere in einem Kran-
kenhaus anmelde, dann fahre der RTW sie dahin. Wenn sie dies nicht schaffen, 
dann würden die Kindern im RTW geboren. Man könne die Frauen nicht zwingen, 
in ein bestimmtes Krankenhaus zu gehen, wenn es kein Notfall sei.  
Frau Hahn-Fricke merkt an, dass dieses Thema dann in dem Bericht fehl am Platz 
sei.  
Herr Rydz fragt, ob die Daten erhoben würden, wo genau die Geburt stattgefun-
den habe. Ob auf dem Weg oder am Zielort.  
Frau Kreissl erklärt, dass dies die Krankenkassen erheben müssten.  
Frau Glage merkt an, dass der Ausschuss die Datenerhebung nur zur Kenntnis 
nehme müsse, wenn es sich um eine Pflichtaufgabe handele.  
Frau Rimbach schlägt vor, dass zunächst Daten gesammelt würden und dann ein 
Beschluss mit Best-Practice-Beispielen eingebracht werde.  
Frau Glage rät, Hebammen im Kreis Segeberg zu googeln und dies als Anstoß zu 
nehmen, da diese Daten öffentlich seien.  
Herr Dahmen berichtet, dass seit der Schließung der Geburtsklinik in Henstedt-
Ulzburg kein Geburtshaus oder eine Klinik mehr vorhanden sei. Er erkundigt sich 
nach Bestrebungen, etwas wieder einzurichten.  
Herrn Rydz sei nichts bekannt.  
Herr Dahmen regt an, dass in Zusammenhang mit den Hebammen eventuell et-
was in diese Richtung möglich sei. 
Herr Rydz schlägt vor, sich zunächst um eine verlässliche Datenbeschaffung zu 
kümmern, die Auskunft darüber gebe, wie die Versorgung generell sei. Infolge 
dessen würden weitere Schritte eingeleitet werden.  
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Herr Dahmen ist einverstanden.  
 
 
 

Zu 5.6.  Lebensmittelhygienische Mindestanforderungen für Feste 
und Märkte 
vertagt 
vertagt 
 
 
 

Zu 6.  Verschiedenes 
 

 

Zu 6.1.  Informationen und Anfragen 
Frau Rimbach informiert, dass bis Jahresende am Standort Norderstedt keine 
regulären Schuleingangsuntersuchungen durchgeführt werden könnten, weil ein 
Personalnotstand bestehe. Es werde seit knapp einem Dreivierteljahr versucht, 
Stellen wieder zu besetzen. Ausschreibungen seien zweimal erfolglos gewesen. 
Arbeitszeitreduzierungen und Kündigungen seien dazugekommen. Daher sei am 
Standort nun eine so knappe Personalbesetzung, dass keine regelhafte Schulein-
gangsuntersuchung durchgeführt werden könne. Die Dauerausschreibungen wür-
den nun laufen. Sie ruft zu Bewerbungen auf und bittet den Ausschuss, dafür 
Werbung zu machen, damit der Standort Norderstedt aufrecht erhalten werden 
könne. Nachdem nun der Ausschuss informiert sei, folge die entsprechende Pres-
searbeit.  
Herr Brauer erkundigt sich, inwieweit sich Gedanken gemacht worden sei, einen 
externen Kinderarzt zu engagieren, der die Untersuchungen durchführe. Es sei 
ein Armutszeugnis, dass die Untersuchungen in der größten Stadt des Kreises 
nicht vorgenommen werden könnten. Es gebe extrem viele Kinder und extrem 
viele Probleme. Kinder, die aus dem Kindergarten kämen, müssten zur Schule 
und blockieren eventuell einiges, da nicht geschaut worden sei, ob die Kinder 
tatsächlich schulreif seien. Er bittet die Verwaltung, sich dringend Gedanken über 
eine Lösung zu machen.  
Frau Rimbach erwidert, dass nichts unversucht gelassen werde. Sie stellt klar, 
dass alle Kinder zu einer Untersuchung eingeladen würden und keine Untersu-
chungen ausfallen. Die Kinder würde nicht nach Norderstedt, sondern nach Bad 
Segeberg eingeladen werden. In Norderstedt gebe es eine Kraft statt 2,5. Am 
Standort Norderstedt würden daher nur die Härtefälle begutachtet, um den Weg 
nach Bad Segeberg zu ersparen. Die Ausschreibungen würden laufen und es 
werde vieles versucht, aber sie seien nicht die einzigen die suchen. 
Herr Brauer erklärt, dass er dies in der Norderstedter Stadtfraktion berichten 
werde und dass sich die CDU-Fraktion dann dahinter klemmen werde.  
Frau Rimbach ruft nochmal dazu auf, Werbung zu machen, sich zu bewerben. 
Honorartätigkeiten wie auch Festanstellungen seien möglich.  
 
Herr Schröder informiert, dass nach dem Ausscheiden von Herrn Krüger als 
Fachdienstleister für den Bereich Verkehrsamt bzw. Führerscheinstelle, Ver-
kehrsordnungswidrigkeiten und Verkehrsaufsicht diese Aufteilung hinterfragt 
worden sei. Es sei nun ein neuer Fachdienst für Ordnungswidrigkeiten geschaffen 
worden. Der Rest werde im Bereich der Zulassungsstelle im Fachdienst angeglie-
dert. Dies habe thematisch gut zusammengepasst und sei daher zum Verkehrs-
amt zusammengefasst worden.  
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Herr Rydz berichtet, dass die Arbeitsgruppe mit dem Titel "Resilienz der Sege-
berger Bevölkerung" sich das erste Mal am 07.10.2024 trifft. Entsprechende Ein-
ladungen werde er an die Betroffenen Rettungsdienste, Verwaltung und auch die 
politischen Fraktionen senden.  
 
 
 

Zu 6.2.  Anregungen für die nächste Sitzung 
Herr Rydz wiederholt, dass die Anwesenheitslisten im Protokoll bei einer gemein-
samen Sitzung von zwei Ausschüssen getrennt werden sollten.  
Herr Schröder kündigt an, dass der Haushalt Thema in der nächsten Sitzung sein 
werde.  
 
 
 

Zu 7.  Einwohnerfragestunde II 
Es werden keine Fragen aus der Einwohnerschaft gestellt. 
 
 
 
 
 

Öffentlicher Teil 
 
 

Zu 10.  Bekanntgabe der nichtöffentlich gefassten Beschlüsse 
Herr Rydz erklärt, dass im nichtöffentlichen Teil keine Beschlüsse gefasst worden 
seien, da es nur Berichte der Verwaltung gewesen seien.  
 
 
 

 
Der Vorsitzende schließt mit Dank an alle Beteiligten die Sitzung. 
 
Vorsitz:  
Rafal Rydz 
 
Protokollführung: 
Sally Grunow 
 
[Dokumentende] 
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